
Ausfertigung 

. 28 0 144/23 

Landgericht Köln 

Beschluss 

In dem einstweiligen Verfügungsverfahren 

des Herrn 

Antragstellers, 

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte - • 
Köln,. 

gegen 

die Meta Platforms lreland Limited, 4 Grand Canal Square; 2 Dublin, Irland, :.. 

Antragsgegnerin, 

hat die 28. Zivilkammer des Landgerichts Köln 

am 27.03.2023 

durch den Vors'itzenden Richter am Landgericht Dr. die Richterin am 

Landgericht - und den Richter am Landgericht Dr. -

beschlossen.: 

1. Im Wege der 

einstweiligen Verfügung 

wird angeordnet: 



2 

Der Antragsgegnerin wird - bis zu einer Entscheidung· in der Hauptsa_che -

aufgegeben, das seit dem 24'.02:2023 gesperrte und deaktivier:te Facebook-
. . •, .. 

Konto · des Antragstellers mit dem aktuellen NtJtzernamen = ,, 

. . . ·:: ::, :; : ) ,',i .. : 1 

wiederherzustellen und dem Antragsteller qie Nutzung ~~in~s Kontos '-VJ~den; 
t -::· ·· - , · =r 

zu ermöglichen. 

II. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragsgegnerin. 

III. Streitwert: 10.000,- € 

Gründe: 

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen· Verfügung vom 20.03.2023 ist zulässig und 

- begründet. 

Der Antragsteller hat insoweit das Vorliegen des Verfügungsgrundes und des 
-'" . . _;_i; i 

,, ' .l•: Verfügungsanspruchs gla1:.1bhaft g~macht. •-'f'•~ _ . .. , _, _,...,, 

Die Voraussetzungen für eine Entsc.heidung ohne mündliche Verhandlung (§ 937 

Abs. 2 ZPO) liegen vor, zumal der Antrag_steller das Verfahren zügig _betrieben_ hat. 

Die Antragsgegnerin hat auf die Aufforderung der _Kammer zur. BenennungJ,~.iner,; 
.. ·.- ' . . ;:s'.~ . ·! •, 

Faxnummer zur Übermittlung der Ar)tragsschrift · zwecks Stellungnahme 1~h1cht" 

.innerhalb der gesetzten Frist reagiert. 

Der Antragsteller hat gegenüber der Antragsgegnerin aus § 280 Abs. 1 BGB in 

Verbindung mit dem zwischen den Parteien best~hende_n Vertrag· ei~en Ans'~(uchi;. 
. ,... . . 

darauf, dass diese sein Facebook-Konto wieder herstellt. ~r • . . . 

Bei dem Vertrag der Parteien handelt es sich um .einen als Dauerschuldverhältnis 

geregelten Austauschvertrag. Die Antragsgegnerin stellt dem jeweiligen Nutzer~ihre 

IT-Infrastruktur zur Verfügung. Im Gegenzug willigt der Nutzer in.' die Speich~rµng .. : 
• ' .. ! -. ♦ 4 • 

und Verwendung seiner Daten durch die _Antragsgegnerl.rein,· die di~se Daten u.a . 

. _für Werbezwecke vermarktet. Durch ·die Sperrung _des Facebook-Accounts hat die 

Antragsgegnerin gegen die Verpflichtung, d,em Antragsteller ihre Infrastruktur· als 

Pl.attform zur Verfügüng zu stellen, verstoßen. 

' 
Hierzu war sie nicht berechtigt, ·nachdem sie nach einem-Beitrag des 'Antragstellers 

vom .-23.02.2023 diesem mitteilte; "beim nächsten Verstoß gegen unsere 

Gemeinschaftsstandards" werde· sein „Konto möglicherweise eingeschränkt·· oder 



....,. 

Jeaktiviert", und der Antragsteller, wie von ihm glaubhaft gemacht wurde, bis zur . . •:'?o._. 

Sperrung keine weiteren Beiträge einstellte. 
_:-~ 1 

. . i ; ., 

Eine Vorwegnahme der Hauptsache liegt infolge der Bes~hränkurig d_er Anordnlmg•· 

„bis zu einer Entscheidung in der H,auptsache" nicht voL Soweit die Kammer. de_r 

Antragsgegnerin nicht nur ein Unterlassen, sondern ·ein aktives Tätigwerden auferlegt 

hat, verkennt sie nicht, dass grundsätzlich an den Erlass :von Leistungsverfügur,gen 
• : • . •• ) ;o ' 1 

strenge Anforderungen zu stellen sind. Bei Würdigung all~rJJmstände, insbeson
1

dere:" 
. . ~' ~- . 

mit Blick auf die besondere Interessenlage in sog. sozialen Netzwerken, bei denen 

der Betroffene mit seinen individuellen Kontakten und Vernetzungen regelmäßig 
~ . . ~ - . 

keine (zumutbare) Möglichkeit hat, kurzfristig auf andere Anbieter auszuweichen, und· 
. . . . . • . . • :,i. ' 

mit Blick auf den Umstand, dass Auslandszustellungen ·_.an die ' Antragstelledn j die1, 

. \\'",' ' -:J'. . 

Gewährung von Eil-Rechtsschutz noch innerhalb -~ des . aktuell laufenden 

Nutzungsentzugs oft fast unmöglich machen (vgl. OLG Köln, Urt. v. 15,9.2022, 15 U 
. ' 

43/22), erscheint es der Kammer indes geboten, .im Falle _der seiten~ .der 
.. . · :~.i~ l . 

Antragsgegnerin nicht begründeten Deaktivierung eines · Nutzungskontos;Jyom,;. 
·:~• · ' .-· r - ~ 't~ 

Vorliegen· der Voraussetzungen einer Leistungsverfügung ·auszugehen. Gleiches gilt, 

wenn sich die Antragsgegnerin wie · im vorliegenden Fall wfdersprü~hlich verhält, 

indem· sie Maßnahmen für d_en Fall eines weiteren Ver_stoßes in de_n Raum stellt, 

dann aber ohne einen weiteren Verstoß verhängt. Ob der Beitrag des Antragsfäflers . 
......... 

vom 23.2.2023 als Anknüpfungspunkt für Maßnahmen de{ Äntragsgegnerin geeignet 

wa~, bedarf daher keiner Entscheidung. Die Kammer entnimmt der Entscheidung des 
. . 

OLG Köln (a.a.O.), dass der Erlass ei'ner Leistungsverfügung in der vorliegenden 

Fallkohstellation nicht · von vornherein ausscheidet [,,is_t aus ,Sicht des ~~qats!, 
. . . .· . ,~ ! ~ 

iedenfal/s ·die Titulierung (nur) . von -Unterlassungsansprüchen'· iin. Wege des 
. . ' . . 

einstweiligen Rechtsschutzes durchaus gerechtfertigt" - Unte.rstreichung durch die 

Kammer]. 

Soweit der. Tenor der einstweil_igen Verfügung von-dem gestellten_(\~trag ab~~~cht,;; 
-:r, ~ • ·: ~· .. . ..·• 

hat die Kammer den Antrag ausgelegt bzw. von dem ihr;· durch § 938 Abs. 1 ZPO 

eingeräumten Ermessen Gebrauch gemacht. ohne dass damit eine 

Teilzurückweisung erfolgt wäre. 
!\; i 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO, die ~treitwertf~st~etzung auf:~§ _531i 
.. : .. ~.. . ,.~. 

Abs. 1 Nr. 1 GKG i.V.m: § 3 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: ' . ·Ii . L 
Gegen diesen Be~chluss kann Widerspruch eingelegt . werden: Dieser ist bei dem 
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_andgericht Köln, Luxemburger Straße 101, 50939 Köln, schriftlich durch einen 
.. t; r 

zugelassenen Rechtsanwalt einzulegen und soll begründe.t,Y'er~e~.:: . . ·'" . 

-




